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schließen“, das heißt nach 

Entfernung hochaktiver und 

„endzulagernder“ Materialien 

den Rest lediglich mit einer 

Schutzhülle umgeben und Jahr-

zehnte bis Jahrhunderte stehen 

lassen. Die Kommission emp-

fiehlt dagegen, diese Wahl-

möglichkeit abzuschaffen und 

auf einem „unverzüglichen 

Rückbau“ zu bestehen. Beim 

vollständigen Rückbau werden 

derzeit 95 Prozent der eben-

falls noch radioaktiv belaste-

ten Abrißmaterialien „freige-

messen“ und zum Recycling 

und zur Ablagerung auf nor-

malen Hausmülldeponien in 

die Umwelt freigesetzt. Allein 

auf dieser Vorgabe beruhen 

alle Kostenkalkulationen. 

Eine den Grundsätzen des 

Strahlenschutzes entsprechen-

de Alternative zur Freigabe-

praxis ist die „oberflächenna-

he Endlagerung“ dieser Mate-

rialien zusammen an nur ei-

nem Ort, ähnlich wie das in 

Frankreich praktiziert wird. 

Das würde der Kommissions-

vorgabe eines „unverzügli-

chen Rückbaus“ ebenfalls ge-

nügen. 

Die Anti-AKW-Organisation 

.ausgestrahlt prognostizierte, 

daß der geplante Atommüll-

Fonds maximal die Hälfte der 

Kosten für Transport und La-

gerung des Atommülls abde-

cken wird. Nach den Berech-

nungen eines „Stresstests“ im 

Auftrag des Wirtschaftsminis-

teriums würden sich die Kos-

ten schließlich auf mehr als 

120 Milliarden Euro summie-

ren. Diese Summe könne der 

Fonds selbst mit dem gefor-

derten Risiko-Aufschlag nie-

mals erwirtschaften. [1] 

Die Kommission sei bei dem 

Versuch gescheitert, das Ver-

ursacherprinzip durchzuset-

zen, erklärte der Bund für 

Umwelt und Naturschutz 

Deutschland (BUND). „Ob-

wohl gesetzlich klar geregelt 

ist, dass die AKW-Betreiber 

die Folgekosten der Atom-

kraftnutzung tragen, werden 

sie jetzt aus der umfassenden 

Haftung entlassen“, so der 

BUND-Vorsitzende Hubert 

Weigert. Jetzt räche sich, daß 

die Politik eine aktive Siche-

rung der Atom-Rückstellun-

gen versäumt habe. [2] Th.D. 

1. Die Kosten für den Abriss der 

AKW und die Lagerung des 

Atommülls belaufen sich nach 

Angaben der AKW-Betreiber auf 

47 Milliarden Euro – zu Preisen 

von 2014. Bis 2099 wächst diese 

Summe laut „Stresstest“ des 

Bundeswirtschaftsministeriums 

durch Inflation und nuklearspezi-

fische Kostensteigerungen auf 

182 Milliarden Euro an. Davon 

entfällt voraussichtlich ein Drittel 

auf Abriss und Verpackung sowie 

zwei Drittel auf Atommüll-

Lagerung und -Transporte. 

Eine aktualisierte Infografik von 

.ausgestrahlt zur voraussichtli-

chen Entwicklung der Atom-

Rückstellungen bei verschiedenen 

Zinsszenarien sind zu finden un-

ter: http://bit.ly/1VVsV6R  

2. vergl. Swantje Küchler, Bettina 

Meyer, Rupert Wronski, Forum 

Ökologisch-Soziale Marktwirt-

schaft e.V.: „Atomrückstellungen 

für Stilllegung, Rückbau und Ent-

sorgung – Kostenrisiken und Re-

formvorschläge für eine verursa-

chergerechte Finanzierung“, Stu-

die im Auftrage des BUND, Ber-

lin Okt. 2014, im Internet zu fin-

den unter  

www.bund.net/pdf/atomrueckstell

ungen_studie   

Ein Lobbying-Konzept im Auf-

trag des Schweizer Stromkon-

zerns Alpiq ist der Baseler 

Zeitung zugespielt worden. [1] 

Die Echtheit ist verbürgt. Das 

„Public Affairs Konzept 2016“ 

trägt das Datum 25. Februar 

2016 und den Vermerk „Ent-

wurf! Vertraulich“. Der Lob-

byist Dominique Reber von 

der PR-Agentur „Hirzel.Neef. 

Schmid.Konsulenten“ in Zürich 

schickte es, der Baseler Zei-

tung zufolge, am selben Tag an 

Michael Wider, Geschäftslei-

tungsmitglied von Alpiq und 

Stellvertreter von Alpiq-CEO 

Jasmin Staiblin. Dieser ist 

Mitglied im Verwaltungsrat 

der Kernkraftwerk Leibstadt 

AG und gleichzeitig Vor-

standsmitglied von Swisselec-

tric, dem Lobbyverband der 

großen Stromkonzerne. 

Das 15 Seiten umfassende Pa-

pier führt demnach detailliert 

auf, wie Politiker, Hochschu-

len, Wirtschaftsverbände und 

Journalisten für eine Kampag-

ne eingespannt werden sollen. 

Ziel ist, „durch geeignete poli-

tische Maßnahmen sicherzu-

stellen, dass die Betriebsrech-

nung in den Bereichen Was-

serkraft und Kernkraft schnellst-

möglich wieder positiv ist“. Es 

sei ein Drehbuch, wie Alpiq 

Verluste aus der Strompro-

duktion dem Staat aufbürden 

könnte, wird erklärt. 

In dem Konzept wird dem-

nach als Erfolg vermerkt, dass 

es Alpiq in „über zwei Jahren 

intensiver Lobbyarbeit gelun-

gen“ sei, die Förderung der 

Wasserkraft „gegen Wunsch 

und Willen von Bundesrat und 

Behörde via Parlament mehr-

heitsfähig in die Energiestra-

tegie 2050 aufzunehmen“. Ein 

vom schweizerischen Natio-

nalrat eingefügter Gesetzesar-

tikel bewirkt neue Subventio-

nen an Stauseebetreiber in 

Höhe von 120 Millionen 

Franken pro Jahr. Das Papier 

empfiehlt, jetzt in die „zweite 

Phase“ bezüglich der nicht 

rentablen Atomkraftwerke ein-

zusteigen. Zwar müsse bis zur 

Schlussabstimmung im Parla-

ment im Juni 2016 der Ball 

flach gehalten werden, um das 

Erreichte nicht zu gefährden. 

Aber „eine Problembewirt-

schaftung“ könne „durchaus 

beginnen“. 

Das Konzept empfiehlt also 

zunächst Zurückhaltung, Die 

Entscheidungsträger müssten 

das Problem zuerst anerken-

nen, erst danach könne über 

mögliche Lösungen gespro-

chen werden. Während bei der 

Wasserkraft das Problem be-

kannt sei, wisse das bei der 

Kernenergie noch niemand, 

denn die Stromkonzerne hät-

ten der Politik jahrelang ge-

sagt, dass „Kernenergie un-

problematisch ist und nicht 

diskutiert werden muss.“ Dies 

müsse nun aber geändert und 

die „wirkliche kommerzielle 

Situation“ dargestellt werden. 

Aufschlussreich sind die Ka-

pitel Taktisches Vorgehen, 

Stakeholder, Risiken und 

Maßnahmenplan. Im März 

2016 sollten demnach For-

schungsaufträge an die ETH 

Zürich und Lausanne, an 

Wirtschaftsabteilungen der 

Universitäten, an die Hoch-

schule St. Gallen und an 

Rechtsprofessoren vergeben 

werden. Ziel wäre, die Prob-

leme der unrentablen Atom-

kraft festzustellen und sie be-

kannt zu machen. Wenn auf-

grund dieser Studien Medien 

bei Alpiq nachfragen, solle 

das Unternehmen sagen: 

„Leider stimmt die Experten-

meinung“. 

Das Konzept sieht bereits vor, 

wie sich diese Experten äu-

ßern müssen, nämlich mit 

Aussagen wie „Wir sind echt 

besorgt!“ oder „Versorgung 

leidet, weil eigene Produktion 

leidet“ und vor allem mit der 

Aussage das alles sei „Nicht 

gut für die Schweiz!“ Es brau-

che nicht nur eine Studie, 

sondern eine hohe «Kadenz 

von Gutachten». Lobbyist Re-

ber erwartet, dass er so über 

die Medien «Druck» auf die 

Politik ausüben kann. 

Ab Juli sollten dann Kantone, 

Parteien und der Bundesrat 

dazu angeregt werden, Lösun-

gen vorzuschlagen. „Problem 

durch Politik lösen lassen“, 

heißt das unter Lobbyisten. 

Die drei Parteien CVP, FDP 

und SP sollten je drei Varian-

ten in die Debatte einwerfen. 

Parallel dazu liefe die „weitere 

Atomwirtschaft 
 

Schweiz: Der Staat soll 
unrentable Kraftwerke kaufen 
 
Strategiepapier der AKW-Lobby sagt, wie das 
durchgesetzt werden soll. 
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Bewirtschaftung des Problems 

in den Medien“. Im Septem-

ber sollten „Notmaßnahmen“ 

als Vorstöße im Parlament 

lanciert werden, gefolgt von 

„einer Erhöhung des Prob-

lemdrucks und Druck zur Lö-

sung“. Es gelte, Botschafter 

bei Verbänden und Politik 

aufzubauen. Zielführende Lö-

sungen wären laut der Lobby-

isten eine „Auffangeinrich-

tung für alle defizitären Pro-

duktionsanlagen“, eine „‚Bad 

Bank‘ für Produktionsanlagen, 

die sich nicht rechnen“, ein 

„Vertrag, wo der Staat die 

Differenz zum Marktpreis 

zahlt“, oder gar eine vollstän-

dige „Aussetzung des Mark-

tes“. 

Vielversprechend könnte die 

Angst um Jobverluste einge-

setzt werden, heißt es weiter: 

„Die zunehmende Entlassung 

in Unternehmen begünstigt 

die Diskussion über eine Ret-

tung der Wasserkraft und 

Kernenergie durch den Staat 

dann, wenn die einzige Alter-

native zur Rettung ein Verlust 

an Arbeitsplätzen mit hohen 

sozialen Folgekosten für Kan-

tone wäre.“ 

Als beeinflussbar wird auch 

die Presse dargestellt. „Medi-

envertreter werden nach einer 

kurzen Beschäftigung mit der 

Sache aufgrund der Komple-

xität auf Personen fokussie-

ren“, wird aus dem Papier zi-

tiert. Hier gelte es, eine Stra-

tegie zu entwickeln. „Wir 

brauchen bei den Leitmedien 

Supporter, die a) Politiker als 

Helden ins Zentrum stellen 

und b) die Branche thematisie-

ren wollen – und nicht die Un-

ternehmen.“ Erwähnt werden 

„Interviews in ‚Finanz & 

Wirtschaft‘, ‚Handelszeitung‘, 

NZZ und ‚Tages-Anzeiger‘“. 

Mehrfach betont werde, dass 

nicht Alpiq als Treiber der 

Kampagne auftauche, weder 

bei politischen Vorstößen 

noch auf Drittplattformen, die 

instrumentalisiert werden. Ent-

scheidend sei, dass „Alpiq aus 

der zweiten Reihe arbeitet!“, 

schreibt Reber. „Das Thema 

darf unter keinen Umständen 

zur Sache von Alpiq (CEO 

oder VR) werden – das würde 

die Erfolgschancen massiv 

schmälern.“ Es müsse gelin-

gen, die Angelegenheit zu ei-

nem volkswirtschaftlichen Pro-

blem zu machen. Das Problem 

von Alpiq müsse von den 

Meinungsführern als „too big 

to fail“ eingestuft werden. 

Als Problem gesehen wird, 

dass Alpiq unter dem Ruf als 

„Strombaron“ leide, ein „Stig-

ma“, das politische Gegner 

nutzten, um Alpiq zu diskre-

ditieren. Auch beklagt das 

Konzept denkbares „Sperrfeu-

er“ seitens Verbandsorganisa-

tionen und Think Tanks. Das 

Konzept empfiehlt, die „Ener-

gieversorgungsverbände müs-

sten durch Alpiq und Axpo 

gesteuert werden.“ Die Wirt-

schaftsverbände, wie Econo-

miesuisse müssten hingegen 

„neutralisiert“ werden, damit 

es „möglichst wenig Sperr-

feuer“ gebe. „Kritisch und 

schwer einzubinden“ seien der 

liberale Think Tank Avenir 

Suisse und der Schweizerische 

Gewerbeverband. 

Als einflussreiche politische 

Widersacher genannt werden 

die FDP („sie würde jeden 

staatlichen Eingriff ablehnen, 

Konkurs bevorzugen“) und 

die SVP („steht einer Ver-

staatlichung grundsätzlich skep-

tisch gegenüber“). Sollten die 

politischen Mehrheiten fehlen, 

so empfiehlt das Konzept, 

„zuerst den Problemdruck 

steigern, Verbünde schaffen 

und Bereitschaft, auch einen 

Teil der Last zu tragen – Op-

fersymmetrie“. Sollte die Öf-

fentlichkeit nicht rasch genug 

aufspringen, soll der „Prob-

lemdruck durch gezielte Maß-

nahmen“ in den Medien ge-

steigert werden, die Kadenz 

von Gutachten erhöht werden, 

„ohne unnötigen Alarmis-

mus“. 

Verbündete finden die Alpiq-

Lobbyisten bei Personen von 

der CVP. Diese würden die 

„Lösung der Atomfrage be-

fürworten, sofern dadurch die 

Versorgung gesichert“ sei. 

Helfen würde auch die SP, die 

„grundsätzlich die Lösung auf 

dem Wege einer Verstaatli-

chung“ stütze. 

Man müsse damit drohen, 

„dass das schwächste Glied 

dann die Lösung übernehmen 

muss“, damit ist der „Bund als 

Summe aller Kantone“ ge-

meint. Der Druck müsse so 

groß werden, dass die „Mei-

nungsträger“ zwar wählen 

dürften „welchen Weg sie ge-

hen wollen, nicht ob sie gehen 

wollen...“ Es gebe zwar keine 

Erfolgsgarantie, aber die 

Kombination aus hohem Prob-

lemdruck und einer unver-

schuldeten Situation „könnte 

eine Gemengelage ergeben, 

die politische Mehrheiten 

schafft“, und die tiefroten 

Zahlen von Alpiq durch die 

Allgemeinheit saniert. 

Analogien zu Kampagnen 
in Deutschland 

Diese Vorgänge in der 

Schweiz erinnern stark an die 

Kampagnen der Atomlobby in 

Deutschland von 2008/09 [2], 

kommentiert Hans-Josef Fell, 

Präsident der Energy Watch 

Group (EWG) und Autor des 

deutschen EEG Gesetzentwur-

fes, in einer Mitteilung vom 

15. April 2016. „Der Atom-

ausstieg war beschlossen, 

trotzdem titelten Zeitungen 

immer wieder, ohne Atom sei 

die Energiewende nicht 

machbar. Die Rufe nach einer 

Laufzeitverlängerung wurden 

lauter, 2010 wurde sie dann 

beschlossen. Was die wenigs-

ten wissen: Es fand eine ge-

zielte Kampagne mit dem Ziel 

‚bis zur Bundestagswahl 2009 

Grundstimmung pro Laufzeit-

verlängerung herstellen‘, bzw. 

‚die politische-öffentliche De-

batte um die Verlängerung der 

Restlaufzeiten deutscher Kern-

kraftwerke positiv beeinflus-

sen‘ statt.“ Das geht aus zwei 

Kommunikationspapieren her-

vor, die der taz und Green-

peace zugespielt und im Auf-

trag des Atomforums erstellt 

worden waren. Auch hier sind 

sogenannte „Gefälligkeitsgut-

achten“ erstellt worden, wie es 

sie nun auch in der Schweiz 

geben soll. [3] 

 
Fukushima-Gedenken in Südkorea 2016 
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Es werde wieder einmal auf 

erschreckende Weise deutlich, 

so Fell, wie die Atomlobby 

versucht, den Ausstieg aus der 

Kernenergie mit atomfreund-

lichen Botschaften zu torpe-

dieren. Es sei nur eine Frage 

der Zeit, bis derartige Kam-

pagnen auch in Deutschland 

wieder an die Bürger herange-

tragen werden. In diesem Zu-

sammenhang machen zwei 

Berichte und ein atomfreund-

licher Kommentar in der FAZ 

vom 15. April 2016 hellhörig. 

Darin wird Frankreich gelobt, 

die Entscheidung für den Teil-

Atomausstieg zu verschieben 

und eine angeblich hohe Ak-

zeptanz der Anwohner um den 

geplanten Atomneubau von 

Hinkley Point beschrieben. 

Offenbar arbeite die Atom-

lobby längst wieder an einer 

neuen Laufzeitverlängerung der 

Atomkraft auch in Deutsch-

land. In dieses Bild passe 

auch, dass der Unionsfrakti-

onsvorsitzende Kauder jüngst 

erst wieder in einem Brand-

brief einen massiven Ausbau-

rückgang für die Windkraft 

gefordert hat. [4] Denn auch 

er wisse, dass mit dem weite-

ren Ausbau der Erneuerbaren 

Energien die deutschen, 

Schweizer und französischen 

AKW immer unwirtschaftli-

cher werden. 
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Im Atomkraftwerk Philipps-

burg 2 des Energiekonzerns 

EnBW in Baden-Württemberg 

sind Sicherheitskontrollen nur 

vorgetäuscht worden. Das gab 

das als Aufsichtsbehörde zu-

ständige Umweltministerium 

in Baden-Württemberg am 14. 

April 2016 bekannt. Als Kon-

sequenz hat der Stuttgarter 

Umweltminister dem Unter-

nehmen nun den Betrieb des 

Meilers vorläufig untersagt. 

Der Betreiber des AKW, das 

wegen einer turnusmäßigen 

Revision derzeit ohnehin nicht 

am Netz ist, musste im Zuge 

von Untersuchungen feststel-

len, daß ein Mitarbeiter eine 

wiederkehrende Prüfung an 

einem Störfallmonitor zwar in 

einem Prüfprotokoll doku-

mentiert, tatsächlich aber gar 

nicht durchgeführt hatte. Zu-

dem wurden Kontrollen in 

acht weiteren Fällen nur vor-

getäuscht und in 15 zusätzli-

chen Fällen nicht korrekt da-

tiert. Wie die Nachforschun-

gen ergeben haben, war der 

Angestellte über einen exter-

nen Dienstleister im Block 2 

des Atomkraftwerks Philipps-

burg beschäftigt. 

EnBW versucht unterdessen, 

die hohen Wogen etwas zu 

glätten und verweist darauf, 

daß die Funktionstüchtigkeit 

der Einrichtungen aber zu je-

der Zeit gewährleistet gewe-

sen sei. Der Versorger be-

kommt trotzdem Probleme mit 

dem Umweltministerium, das 

mit einer sogenannten auf-

sichtlichen Anordnung rea-

giert und vorläufig untersagt 

hat, das Kraftwerk wieder 

hochzufahren. Baden-Württem-

bergs Umweltminister Franz 

Untersteller (Bündnis 90/Die 

Grünen): „Das ist hochgradig 

beunruhigend und nicht ak-

zeptabel.“ 

Auch nach der Stellungnahme 

der EnBW Kernkraft GmbH 

im Rahmen einer Anhörung, 

die am 18. April 2016 einge-

gangen ist, hält das Umwelt-

ministerium als Atomaufsichts-

behörde an seinem Standpunkt 

fest, daß das Kernkraftwerk 

Philippsburg, KKP 2, nicht 

ohne weiteres wieder in den 

regulären Betrieb gehen kann. 

Gemäß Paragraph 19 Absatz 3 

des Atomgesetzes ist deshalb 

eine entsprechende Anordnung 

ergangen. 

Das ist kein Einzelfall. In dem 

seit 2011 stillgelegten Atom-

kraftwerk Biblis (Bergstraße) 

sind Sicherheitskontrollen zur 

Radioaktivität ebenfalls vor-

getäuscht und Prüfprotokolle 

gefälscht worden. Das teilte 

ein Sprecher der hessischen 

Umweltministerin Priska Hinz 

(Bündnis 90/Die Grünen) 

ebenfalls am 14. April 2016 

auf Anfrage von hessen-

schau.de mit und bestätigte 

einen Bericht des Südwest-

rundfunks (SWR). Dem Mi-

nisterium als Aufsichtsbehör-

de des Landes zufolge wurden 

Kontrollen im AKW Biblis im 

letzten Quartal 2014 bis März 

2015 zwar protokolliert, aber 

nicht durchgeführt. 

Wie es in der Mitteilung des 

Ministeriums heißt, hatte ein 

im Bereich Strahlenschutz zu-

ständiger Mitarbeiter Prüfun-

gen „von unter anderem trag-

baren und Labormessgeräten, 

Messungen im Kamin und 

von Dosimetern dokumentiert, 

aber sie nicht durchgeführt“. 

Diese Dokumentationen seien 

auffällig gewesen. Daraufhin 

erfolgten laut Ministerium 

weitergehende Recherchen 

durch den Kraftwerksbetreiber 

RWE und das Umweltministe-

rium. Der für die Sicherheits-

prüfungen zuständigen Mitar-

beiter sei entlassen worden. 

Eine sicherheits- und strahlen-

schutztechnische Gefährdung 

habe aber „umgehend ausge-

schlossen und die Prüfungen 

ordnungsgemäß nachgeholt 

werden“ können. 

Bekannt wurden dem hessi-

schen Umweltministerium die 

vorgetäuschten Sicherheitsprü-

fungen nach eigenen Angaben 

im Mai 2015. Die Öffent-

lichkeit erfuhr davon erst am 

14. April 2016, knapp ein Jahr 

später, als der badenwürt-

tembergische Umweltminister 

Franz Untersteller dem SWR 

davon berichtete. Untersteller 

sagte, der Fall sei erst wenige 

Tagen zuvor im Bund-Länder-

Ausschuss diskutiert worden. 

Auf Nachfrage von hessen-

schau.de, weshalb das hessi-

sche Umweltministerium die 

Öffentlichkeit nicht über die 

Vorfälle in Biblis informiert 

habe, antwortete ein Ministe-

riumssprecher, es habe sich 

nicht um meldepflichtige Er-

eignisse gehandelt. 

Wie das Bundesamt für Strah-

lenschutz erläuterte, müssen 

laut Atomgesetz von Kern-

kraftbetreibern „Unfälle, Stör-

fälle oder sonstige für die 

kerntechnische Sicherheit be-

deutsame Ereignisse“ den 

Aufsichtsbehörden der Bun-

desländer gemeldet werden. 

Auch die Öffentlichkeit wird 

über diese meldepflichtigen 

Ereignisse informiert. 

In ersten Reaktionen kritisier-

ten Oppositionspolitiker von 

SPD und Linkspartei im 

Landtag Umweltministerin 

Hinz. Der umweltpolitische 

Sprecher der SPD-Fraktion, 

Timon Gremmels, schrieb auf 

Twitter, eine rechtzeitige In-

formation der Obleute im 

Hessischen Landtag durch 

Hinz wäre das Mindeste. 

„Sollte Panne verschleiert wer-

den?“ 

Zu den gefälschten Sicher-

heitskontrollen in Philippsburg 

und Biblis erklärte Jochen 

Stay, Sprecher der Anti-Atom-

Organisation .ausgestrahlt: 

„Wenn solche Manipulationen 

erst durch Zufälle heraus-

kommen, dann müssen wir 

davon ausgehen, dass es sich 

nur um die Spitze des Eis-

bergs handelt. In den angeb-

lich so sicheren deutschen 

Atomkraftwerken sind Schlam-

pereien offensichtlich an der 

AKW-Sicherheit 
 

Kontrollen in deutschen AKWs 
wurden nur vorgetäuscht 
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